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Grundlagen

Einführung

In der Informationsgesellschaft bilden Immaterialgüterrechte in zahlrei‐
chen Wirtschaftszweigen nicht nur die rechtliche Grundlage der jeweiligen
wirtschaftlichen Tätigkeit (wegen des ihrem Inhaber durch sie verliehenen
Verwertungsmonopols), sie stellen durch die Möglichkeit ihrer Übertra‐
gung und der Einräumung von Nutzungsrechten (Lizenzen) auch einen
wesentlichen Teil des jeweiligen Betriebsvermögens dar.

Die Schaffung immaterieller Güter – etwa die Entwicklung einer pa‐
tentfähigen Erfindung oder die Produktion eines urheberrechtsschutzfähi‐
gen Filmwerks – bringt allerdings einen erheblichen Kapitalbedarf mit
sich, der oft nicht aus laufenden Erträgen finanziert werden kann. Immate‐
rielle Güter lassen sich meist erst nach ihrer Fertigstellung – selten schon
zuvor in den fertiggestellten Einzelteilen – verwerten. Soweit ihre Schaf‐
fung demnach fremdfinanziert werden muss, wird der Kreditgeber regel‐
mäßig die Stellung einer Sicherheit verlangen, die jedoch im Falle eines
Kreditnehmers, dessen Betriebsvermögen keine nennenswerten körperli‐
chen Wertgegenstände enthält, allein aus den schon werthaltigen, wenn
auch unter Umständen noch nicht marktfähigen immateriellen Gegenstän‐
den gestellt werden kann. Es entspricht deshalb bereits teilweise der wirt‐
schaftlichen Praxis, gewerbliche Schutzrechte (wie Patente, Marken, ein‐
getragene Designs), aber auch Urheberrechte zur Sicherheit zu übertragen
oder daran sicherungshalber Lizenzen einzuräumen – wenn die Bedeutung
dieser Kreditsicherheiten mit einem Anteil von nur 2,2 % am Gesamtvolu‐
men1 auch noch denkbar gering ist und sie von den Kreditgebern bisher
nur skeptisch angenommen werden.2 Die Gründe dürften einerseits wirt‐

Kapitel 1:

A.

1 KfW-Unternehmensbefragung 2007, https:// www.kfw.de/Download-Center/Konze
rnthemen/Research/PDF-Dokumente-Unternehmensbefragung/Unternehmensbefra
gung_2007_lang.pdf (abgerufen am 10.4.2017), S. 24 f.

2 In der KfW-Unternehmensbefragung 2016 galten immaterielle Vermögenswerte an‐
gesichts der problematischen Sicherheitenstellung als „schwierigste“ Kategorie hin‐
sichtlich des Kreditzugangs: https:// www.kfw.de/PDF/Download-Center/Konzernt
hemen/Research/PDF-Dokumente-Unternehmensbefragung/Unternehmensbefragun
g-2016.pdf (abgerufen am 10.4.2017), S. 19 f.
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schaftlicher Art sein; andererseits dürfte als Hemmnis die weniger klare
rechtliche Stellung immaterieller Kreditsicherheiten im Vergleich zu kör‐
perlichen Gegenständen oder Forderungen wirken.

In der rechtswissenschaftlichen Literatur haben zwar die allgemeinen
Rechtsprobleme der Begründung und Verwertung immaterieller Sicherhei‐
ten schon gewisse Beachtung gefunden.3 Wenig Aufmerksamkeit wurde
aber dem Sonderfall der Verwendung urheberrechtlicher Kreditsicherhei‐
ten zuteil. Urheberrechte haben mit gewerblichen Schutzrechten gemein,
dass sie unter Umständen wesentliche Bedeutung für das Vermögen ihrer
Inhaber einnehmen. Sie stellen deshalb beispielsweise bei Filmproduktio‐
nen oder anderen Medienprojekten ein naheliegendes Sicherungsmittel
dar. Auch in rechtlicher Hinsicht hat das Urheberrecht Gemeinsamkeiten
mit den o.g. gewerblichen Schutzrechten; im Gegensatz zu diesen schon
im Ausgangspunkt wirtschaftsrechtlich konzipierten Rechten zielt das Ur‐
heberrecht aber außerdem maßgeblich auf den Schutz der ideellen, persön‐
lichkeitsrechtlichen Interessen des Urhebers ab, was sich in zahlreichen
besonderen Schutzvorschriften zu seinen Gunsten niederschlägt, die – wie
zu zeigen sein wird – die rein vermögensrechtliche Auswertung des Urhe‐
berrechts erschweren.

Vor dem Hintergrund dieses Spannungsverhältnisses zwischen wirt‐
schaftlichem Bedürfnis und geltendem Recht erscheint es lohnenswert,
den Rechtsrahmen der Verwendung von Urheberrechten als Kreditsicher‐
heit einmal genauer zu untersuchen.

Grundbegriffe, Beteiligte und Gründe der Kreditsicherung

Die Herkunft des Begriffs „Kredit“ (von lat. credere, „glauben“ und credi‐
tum, „das auf Treu und Glauben Anvertraute“)4 lässt schon erahnen, dass
mit ihm stets das Vertrauen auf die spätere Erfüllung eines Anspruchs ver‐
bunden ist – nämlich auf die Rückzahlung von darlehenshalber überlasse‐
nem Kapital oder auf die gestundete Gegenleistung aus einem anderen
synallagmatischen Vertrag. Das damit verbundene Vertrauen ist freilich

B.

3 Siehe etwa Woeste, Immaterialgüterrechte als Kreditsicherheit im deutschen und
US-amerikanischen Recht; Brämer, Die Sicherungsabtretung von Markenrechten;
Warth, Marken als Grundlage der Kreditsicherung, Koziol, Lizenzen als Kreditsi‐
cherheiten, Decker, Geistiges Eigentum als Kreditsicherheit.

4 Adolphsen, in: Gottwald, Insolvenzrechts-Handbuch, § 43, Rn. 1.
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nicht in jedem Fall tatsächlich gegeben oder wirtschaftlich berechtigt.5
Der Kreditgeber kann die Zahlungsfähigkeit und schlichte Zahlungswillig‐
keit des Kreditnehmers kaum über Jahre hinaus vorhersagen. Um sich
gleichwohl auch in diesen Fällen der Erfüllung seines Anspruchs gewiss
sein zu können, wird der Kreditgeber in vielen Fällen die Stellung einer
Kreditsicherheit verlangen, um sich im Falle der Zahlungsunfähigkeit oder
Zahlungsweigerung des Gläubigers (Sicherungsfall) daraus zu befriedigen.

Hierfür bestehen zum einen die sog. Personalsicherheiten (z.B. die
Bürgschaft nach §§ 765 ff. BGB), bei denen ein zusätzlicher schuldrechtli‐
cher Anspruch gegen einen Dritten geschaffen wird6. Weitergehende Qua‐
lität haben die sog. Realsicherheiten7, bei denen der Kreditnehmer als Si‐
cherungsgeber einen Gegenstand aus seinem Vermögen (eine Sache oder
ein Recht) der Herrschaft des Kreditgebers (des Sicherungsnehmers) der‐
gestalt unterwirft8, dass dieser sich im Sicherungsfall unabhängig von der
Solvenz und Mitwirkung des Sicherungsgebers daraus befriedigen kann.
Hierfür räumt er ihm ein Recht am jeweiligen Vermögensgegenstand
selbst ein – entweder durch Vollübertragung (Übereignung der Sache, Ab‐
tretung einer Forderung) oder Belastung des Gegenstandes (z.B. Verpfän‐
dung). Anders als der gesicherte Anspruch selbst und anders als eine et‐
waige Personalsicherheit wirkt die Realsicherheit nicht nur schuldrecht‐
lich, sondern absolut und damit auch gegenüber etwaigen konkurrierenden
Gläubigern im Insolvenzfall.9

Aus Sicht des Sicherungsnehmers besteht der Nutzen der Kreditsicher‐
heit demnach in der Verringerung des Rückzahlungsrisikos.10 Dem Siche‐
rungsgeber hingegen ermöglicht sie, einen zwar werthaltigen, aber entwe‐
der noch nicht marktfähigen oder aber für die eigene Betriebstätigkeit wei‐
terhin benötigten Gegenstand gleichwohl in Liquidität umzuwandeln.
Auch volkswirtschaftlich ist damit ein Nutzen verbunden: Durch die Ver‐

5 Vgl. zu diesen grundlegenden Motiven der Kreditsicherung Ganter, in: Schi‐
mansky/Bunte/Lwowski, Bankrechts-Handbuch, § 90, Rn. 1 f.

6 Lwowski, in: Lwowski/Fischer/Langenbucher, Das Recht der Kreditsicherung,
§ 1, Rn. 12.

7 Bülow, Recht der Kreditsicherheiten, Rn. 13.
8 Lwowski, in: Lwowski/Fischer/Langenbucher, Das Recht der Kreditsicherung,

§ 1, Rn. 13.
9 Lwowski, in: Lwowski/Fischer/Langenbucher, Das Recht der Kreditsicherung,

§ 1, Rn. 13.
10 Lwowski, in: Lwowski/Fischer/Langenbucher, Das Recht der Kreditsicherung,

§ 1, Rn. 1.
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ringerung des Rückzahlungsrisikos tragen Kreditsicherheiten dazu bei,
dass Kapital, das andernfalls brachläge, dorthin fließt, wo es zur Produkti‐
on körperlicher oder immaterieller Güter benötigt wird. Insofern liegt es
gleichermaßen im Interesse der Vertragsbeteiligten wie auch der Volks‐
wirtschaft im Ganzen, dass die Rechtsordnung die notwendigen Instru‐
mente bereitstellt, um Vermögensgegenstände als Kreditsicherheit frucht‐
bar zu machen. Notwendig sind hierfür Rechtsinstitute, die den Siche‐
rungsgegenstand für die Dauer der Sicherungsphase dem Sicherungsneh‐
mer dergestalt zuordnen, dass dieser sich, sollte der Sicherungsgeber sei‐
ner Zahlungspflicht nicht nachkommen oder insolvent werden, zuverlässig
daraus befriedigen kann. Im deutschen Recht lässt sich insoweit unter‐
scheiden zwischen geborenen Sicherheiten – also solchen Rechtsinstitu‐
ten, die vom Gesetzgeber zum Einsatz als Kreditsicherheit konzipiert
sind11 – und gekorenen oder kautelarischen12 Sicherheiten – vertraglichen
Konstruktionen, die erst durch die Wirtschaftspraxis für die Verwendung
als Kreditsicherheit entdeckt wurden13. Beispiele für ersteres sind etwa die
Hypothek (§§ 1113 ff. BGB) und das Pfandrecht (§§ 1204 ff. BGB), Bei‐
spiele für letzteres die Sicherungsübereignung und Sicherungsabtretung.
Hintergrund des Rückgriffs auf kautelarische Sicherheiten sind wahrge‐
nommene oder tatsächliche Defizite der gesetzlichen Sicherungsrechte –
beim Sachpfand etwa die umständliche Verwertung (aufgrund seiner Ak‐
zessorietät zur gesicherten Forderung, dazu sogleich) und die Notwendig‐
keit der Besitzübertragung auf den Pfandrechtsgläubiger. Die Zulässigkeit
kautelarischer Sicherheiten war mit ihrem Aufkommen durchaus umstrit‐
ten. Der numerus clausus der Sachenrechte, also der Umstand, dass das
dritte Buch des BGB nur eine begrenzte Zahl von dinglichen Rechten
kennt, spricht an sich dagegen, z.B. das Besitzverschaffungserfordernis
(§ 1205 BGB) bei der Bestellung des Pfandrechts an einer Sache durch
eine Sicherungsübereignung zu umgehen.14 Gleichwohl ist die Siche‐

11 Lwowski, in: Lwowski/Fischer/Langenbucher, Das Recht der Kreditsicherung,
§ 1, Rn. 4.

12 Bülow, Recht der Kreditsicherheiten, Rn. 21.
13 Lwowski, in: Lwowski/Fischer/Langenbucher, Das Recht der Kreditsicherung,

§ 1, Rn. 5.
14 So die Kritik in Teilen der Literatur: Larenz, Methodenlehre der Rechtswissen‐

schaft, S. 398 ff.
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rungsübereignung von der Rechtsprechung schon frühzeitig anerkannt
worden15 und hat sich seitdem in der Praxis etabliert.

Weiterhin wird unterschieden zwischen akzessorischen und abstrakten
Sicherheiten. Diese Systematisierung betrifft den Grad der Verschränkung
zwischen dem Sicherungsrecht und der mit ihm gesicherten Forderung.
Akzessorische Sicherheiten sind in ihrem Bestand abhängig von der gesi‐
cherten Forderung. So erlischt ein Pfandrecht mit der durch es gesicherten
Forderung (§ 1252 BGB). Ebenso fällt die Hypothek mit dem Erlöschen
der gesicherten Forderung an den Eigentümer zurück (es entsteht eine Ei‐
gentümerhypothek, § 1163 Abs. 1 S. 2 BGB). Bei abstrakten oder fiduzia‐
rischen Kreditsicherheiten (wie der Grundschuld oder der Sicherungsüber‐
tragung bzw. -abtretung) fehlt eine gesetzliche Verschränkung von Forde‐
rung und Sicherheit. Beide sind vielmehr nur durch den schuldrechtlichen
Sicherungsvertrag miteinander verknüpft, der den Sicherungsnehmer ver‐
pflichtet, den Sicherungsgegenstand bei Erfüllung der gesicherten Forde‐
rung zurück zu übertragen.16 Solche treuhänderischen Kreditsicherheiten
verschaffen dem Sicherungsnehmer einen erheblichen Machtüberschuss
und verlangen nun vom Sicherungsgeber seinerseits das Vertrauen, dass
der Sicherungsnehmer diesen nicht missbrauchen wird. Sie stellen damit
die Vertrauensbeziehung eines Kreditgeschäfts in gewisser Weise auf den
Kopf: Wo im Ausgangspunkt der Kreditgeber auf die Rückzahlung ver‐
trauen müsste, ist es nun der Kreditnehmer, der darauf vertrauen muss,
dass er – nach erfolgreicher Rückzahlung – den treuhänderisch überlasse‐
nen Sicherungsgegenstand unbeeinträchtigt zurückerhält.

Immaterielle Kreditsicherheiten

Das deutsche Recht kennt zwar einige immaterielle Ausschließlichkeits‐
rechte, entbehrt aber einer spezifischen gesetzlichen Regelung immateriel‐
ler Kreditsicherheiten. Auch für diese Rechte haben sich jedoch Konstruk‐
tionen herausgebildet, die dieses wirtschaftliche Bedürfnis befriedigen.

Zunächst kann ein Pfandrecht – eine geborene, akzessorische Kreditsi‐
cherheit – auch an einem Recht (§§ 1273 ff. BGB) bestellt werden. Inso‐

C.

15 Siehe etwa die Entscheidung des Reichsgerichts vom 10.1.1885, RGZ 13, 200,
204.

16 Brünink, in: Lwowski/Fischer/Langenbucher, Das Recht der Kreditsicherung,
§ 3, Rn. 40.

C. Immaterielle Kreditsicherheiten

29



weit kommt jedenfalls im Bereich der gewerblichen Schutzrechte die
schlichte Verpfändung des Vollrechts in Betracht.17 Beim Urheberrecht
hingegen ist dies weniger klar zu beantworten (hierzu sogleich). Sowohl
im Bereich der gewerblichen Schutzrechte wie auch im Urheberrecht ist
jedoch an die Verpfändung einer bereits bestehenden Lizenz durch einen
Lizenznehmer zu denken.

Entsprechend der Präferenz bei körperlichen Sicherheiten dürften po‐
tenzielle Kreditgeber aber auch im immateriellen Bereich fiduziarische
Vollübertragungen den akzessorischen Sicherheiten vorziehen. Hierfür
kann das Vollrecht dem Sicherungsnehmer schlicht vollständig übertragen
werden, was im gewerblichen Rechtsschutz verbreitet, im Urheberrecht al‐
lerdings nicht ohne weiteres möglich18 ist. Auch ein Lizenznehmer kann
sein abgeleitetes Nutzungsrecht sicherungshalber schlicht vollständig auf
den Sicherungsnehmer übertragen.

Denkbar ist schließlich noch die Begründung eines Sicherungs‐
nießbrauchs am Vollrecht bzw. an einer Lizenz – also die Zweckentfrem‐
dung dieses gesetzlichen Auswertungsrechts19 als Sicherungsrecht.

Schon die Verwendung immaterieller Kreditsicherheiten im Allgemei‐
nen und von gewerblichen Schutzrechten im Besonderen wirft weitrei‐
chende Rechtsprobleme auf, darunter insbesondere:
– die Publizitätslosigkeit immaterieller Sicherungsgeschäfte
– die Ermöglichung der einstweilen fortlaufenden Nutzung durch den Si‐

cherungsgeber
– die Aufteilung der Verantwortlichkeit für den Erhalt des Sicherungsge‐

genstands zwischen Sicherungsgeber und Sicherungsnehmer
– die Unbestimmtheit der Rechtnatur der Lizenz und die damit verbun‐

dene Unsicherheit über ihren Heimfall beim Wegfall des Grundge‐
schäfts und beim Wegfall höherrangiger Glieder der Lizenzkette

– die umstrittenen Folgen der Insolvenz des Lizenzgebers.
Die angesprochenen Fragen stellen sich auch bei der Bestellung urheber‐
rechtlicher Kreditsicherheiten und sollen im Folgenden auch aus urheber‐
rechtlicher Perspektive beleuchtet werden. Sie sollen für die Zwecke der
vorliegenden Arbeit allerdings keineswegs im Vordergrund stehen. Den

17 Etwa für das Markenrecht sieht das § 29 Abs. 1 Nr. 1 MarkenG sogar ausdrücklich
vor. Für die Einzelheiten vgl. Warth, Marken als Grundlage der Kreditsicherung,
S. 112 ff.

18 Hierzu sogleich, unter D. sowie im Einzelnen auf S. 47 f.
19 Decker, Geistiges Eigentum als Kreditsicherheit, S. 155.
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Schwerpunkt der Untersuchung werden vielmehr die ganz spezifischen
Rechtsprobleme gerade urheberrechtlicher Kreditsicherheiten bilden (dazu
sogleich).

Urheberrechtliche Kreditsicherheiten

Grundzüge; Urheberrechte als Wirtschaftsgut

Wie die gewerblichen Schutzrechte schützt auch das Urheberrecht einen
nicht-verkörperten, nur geistig eingrenzbaren Gegenstand, nämlich das
sog. Werk. Dieses wird durch das Urheberrechtsgesetz geschützt, wenn es
nach § 2 Abs. 2 UrhG eine persönliche geistige Schöpfung darstellt, d.h.
insbesondere einen geistig-ästhetischen Gehalt aufweist und eine gewisse
Schöpfungshöhe erreicht.20 Die Berechtigung am einem solchen Werk
wird durch § 7 UrhG dem Urheber als Werkschöpfer zugewiesen, der aus‐
schließlich dazu befugt ist, die im Katalog der §§ 15 ff. UrhG aufgeführten
Verwertungshandlungen auszuführen – Vervielfältigung (§ 16 Abs. 1
UrhG) und Verbreitung (§ 17 Abs. 1 UrhG) ebenso wie etwa Aufführung
(19 Abs. 3 UrhG), öffentliche Zugänglichmachung (§ 19a UrhG) und Sen‐
dung (§ 20 UrhG). Jedem Dritten kann der Urheber die dergestaltige Ver‐
wertung des Werkes gem. §§ 97 ff. UrhG untersagen. Damit wird allein
dem Urheber die Möglichkeit eröffnet, das Produkt solcher Verwertungs‐
handlungen, etwa die von seinem Werk hergestellten Vervielfältigungsstü‐
cke, zu verkaufen oder zu vermieten und damit wirtschaftliche Erträge aus
seinem Werk zu ziehen. Ebenso kann er aber – in der Praxis freilich häufi‐
ger – die Berechtigung zur Verwertung des Werks partiell auf einen Drit‐
ten (etwa einen Verlag) übertragen, indem er diesem gem. § 31 ff. UrhG
ein Nutzungsrecht an seinem Werk einräumt. Der Urheber wird diese Nut‐
zungsrechtseinräumung regelmäßig nur gegen die Leistung einer Vergü‐
tung vornehmen und auf diese Weise an den (durch den Dritten mit dem
Vertrieb des Werks erwirtschafteten) Erträgen teilhaben. Dem urheber‐
rechtlichen Werk wohnt also ein von der Rechtsordnung anerkannter und
geschützter wirtschaftlicher Wert inne. Mit der Einfügung des programma‐
tisch anmutenden § 11 S. 2 UrhG erkannte der Gesetzgeber diese Realität
sogar ausdrücklich an. Abhängig von der jeweiligen Schaffenstätigkeit

D.

I.

20 Anstelle vieler: Schulze, in: Dreier/Schulze, UrhG, § 2, Rn. 12, 16. ff.
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können Urheberrechte durchaus den wesentlichen Vermögensposten einer
natürlichen oder juristischen Person bilden. Daher liegt der Gedanke nahe,
diese Vermögenswerte nicht nur im Wege der Eigenverwertung oder Li‐
zenzierung, sondern auch zur Besicherung von Krediten zu verwenden.
Insbesondere dann, wenn der zu besichernde Kredit gerade zur Finanzie‐
rung der Schaffung eines Werkes dient, wird das Bedürfnis entstehen, das
künftig daran erwachsende Urheberrecht schon anfangs als Kreditsicher‐
heit anzubieten.

Besonderheiten urheberrechtlicher Kreditsicherheiten

Wie die Regelungen der anderen Immaterialgüterrechte behandelt auch
das Urheberrechtsgesetz indes an keiner Stelle den Einsatz als Kreditsi‐
cherheit, ermöglicht sie also weder ausdrücklich noch schließt es sie
grundsätzlich aus. Neben den bereits angedeuteten generellen Problemen
immaterieller Kreditsicherheiten wirft die Eigenart des Urheberrechts für
die Kreditbesicherung jedoch besondere Probleme auf, die in zwei Grup‐
pen ihren Schwerpunkt finden:

Urheberpersönlichkeitsrechtliche Schutzvorschriften

Anders als Erfindungen oder Marken spiegelt ein urheberrechtliches Werk
in besonderer Weise die Persönlichkeit seines Schöpfers wider; es wird
zum Ausdruck seiner Gefühle, Gedanken und Fähigkeiten. Das Urheber‐
rechtgesetz trägt dem Rechnung und unterscheidet sich deshalb in einer
wichtigen Hinsicht von den gewerblichen Schutzrechten: Als monistisch21

konstruiertes Schutzrecht vereint es in einem Rechtsinstitut persönlich‐
keitsrechtliche mit vermögensrechtlichen Schutzzielen. Neben den er‐
wähnten Verwertungsrechten (§§ 15 ff. UrhG) gestaltet das Urheberrechts‐
gesetz auch das Urheberpersönlichkeitsrecht durch konkrete Rechtsposi‐
tionen wie das Veröffentlichungsrecht (§ 12 UrhG), das Recht auf Urhe‐
berbezeichnung (§ 13 UrhG) und das Entstellungsverbot (§ 14 UrhG) aus.
Weil urheberrechtliche Nutzungsrechtseinräumungen nach §§ 31 ff. UrhG

II.

1.)

21 Vgl. etwa Schack, Urheber- und Urhebervertragsrecht, Rn. 343 ff.; Kroitzsch/
Götting, in: Ahlberg/Götting, BeckOK UrhR, § 11, Rn. 2. Grundlegend Ulmer,
Urheber- und Verlagsrecht, S. 113 ff.
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für den Urheber nicht nur die Aufgabe eigener Verwertungsrechte bedeu‐
ten, sondern auch mit persönlichkeitsrechtlichen Einschnitten verbunden
sind (der Verwerter kontrolliert in Teilen das Erscheinungsbild des Werkes
in der Öffentlichkeit), sieht auch das Urhebervertragsrecht Schutzmecha‐
nismen zugunsten des Urhebers vor. So ist das Urheberrecht als solches
unübertragbar (§ 29 Abs. 1 UrhG); die stattdessen einzuräumenden Nut‐
zungsrechte stehen unter dem Vorbehalt der in § 31 Abs 5 UrhG kodifi‐
zierten Zweckübertragungslehre, welche die Verfügung regelmäßig auf je‐
ne Nutzungsarten begrenzt, die der Verwerter nach dem im Nutzungsver‐
trag zugrundegelegten Vertragszweck benötigt. Ebenfalls dem Schutz der
Beziehung zwischen Urheber und seinem Werk dienen das Rückrufsrecht
wegen gewandelter Überzeugung (§ 42 UrhG) sowie die nur einge‐
schränkt zulässige Verfügung über künftige Werke (§ 40 UrhG). Die Wei‐
terveräußerung einmal eingeräumter Nutzungsrechte an Dritte steht gem.
§ 34 Abs. 1 UrhG grundsätzlich unter dem Vorbehalt der Zustimmung des
Urhebers, wodurch die besondere Vertrauensbeziehung zwischen Urheber
und Verwerter geschützt werden soll.

Vergütungs- und haftungsrechtliche Schutzvorschriften

Darüber hinaus sollen mit den Ansprüchen auf angemessene Vergütung
(§ 32 UrhG) und weitere Beteiligung (§ 32a UrhG) die wirtschaftlichen In‐
teressen des in Vertragsverhandlungen für strukturell unterlegen gehalte‐
nen22 Urhebers gewahrt werden, indem der Nutzungsrechtsnehmer auch
im Falle anderslautender vertraglicher Vereinbarungen zur Zahlung einer
markt- und billigkeitsentsprechenden Vergütung verpflichtet wird. Hat der
Urheber einer Übertragung des Nutzungsrechts nicht im Einzelfall aus‐
drücklich zugestimmt, haftet gem. § 34 Abs. 4 UrhG außerdem der Erwer‐
ber gesamtschuldnerisch für die vertraglichen Verpflichtungen des ur‐
sprünglichen Nutzungsrechtsnehmers.

2.)

22 Hierzu im Einzelnen und mit Nachweisen unter S. 115 ff.
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Funktionelle Anforderungen an urheberrechtliche Kreditsicherheiten

Für die Beantwortung der aufgeworfenen Frage nach der Eignung von Ur‐
heberrechten als Kreditsicherheit ist zunächst zu definieren, welche recht‐
lichen Anforderungen ein Gegenstand erfüllen muss, um als Kreditsicher‐
heit dienen und dabei den Interessen der Vertragsbeteiligten entsprechen
zu können. Nach den folgenden Kriterien soll sich zum einen die Auswahl
der im weiteren Verlauf der Arbeit behandelten Rechtsprobleme richten;
zum anderen sollen sie als Maßstab dienen, anhand dessen die Eignung
von Urheberrechten als Sicherungsgegenstand zum Ende der Untersu‐
chung schließlich bewertet werden wird.

Verkehrsfähigkeit

Um als Kreditsicherheit überhaupt in Betracht zu kommen, muss ein
Rechtsobjekt verkehrsfähig, also zwischen Rechtssubjekten übertragbar
sein. Das Urheberrecht ist im Ganzen, d.h. als Vollrecht, nicht rechtsge‐
schäftlich übertragbar (§ 29 Abs. 1 UrhG). Verfügungen sind stattdessen
nur im Wege der Einräumung (§ 31 UrhG) bzw. Übertragung (§ 34 UrhG)
von Nutzungsrechten möglich, was für die Sicherungspraxis Komplikatio‐
nen schafft. So wird zum Beispiel zu untersuchen sein, inwieweit die wirt‐
schaftlich erstrebenswerte Einräumung eines pauschalen Nutzungsrechts,
das sich in seinem Umfang auf die gesamte Berechtigung des Urhebers er‐
streckt, vor dem Hintergrund der Zweckübertragungslehre zulässig ist. Für
den Fall eines Nutzungsrechtsnehmers als Sicherungsgeber wird zu prüfen
sein, inwieweit die Verkehrsfähigkeit seines Nutzungsrechts dadurch ein‐
geschränkt ist, dass die Übertragung auf den Sicherungsnehmer gem.
§ 34 Abs. 1 UrhG die Zustimmung des am Sicherungsgeschäft wirtschaft‐
lich unbeteiligten Urhebers voraussetzt.

Zuordnungssicherheit

Ein Wesensmerkmal der (fiduziarischen) Kreditbesicherung ist die verfü‐
gungsweise Verschiebung eines Gegenstandes aus dem Vermögen des Si‐
cherungsgebers in das Vermögen des Sicherungsnehmers, sodass dieser
sich im (vertraglich definierten) Sicherungsfall unmittelbar hieraus und
unabhängig von Leistungsfähigkeit und Leistungswillen seines Schuldners

E.

I.

II.
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